
ziellen Beitrag zu den Aufrüstungskosten der EVG von 
jährlich 10,2 Milliarden Mark. Darüber hinaus soll für 
die sogenannte Erstausstattung der westdeutschen Kon­
tingente der Europaarmee ein Beitrag von 25 bis 40 Milli­
arden Mark geleistet werden. Die tatsächlichen Kosten 
der Remilitarisierung betragen bereits heute jährlich ins­
gesamt 14 bis 15 Milliarden Mark, was einem 75prozenti- 
gen Anteil an den Ausgaben des Staatshaushaltes ent­
spricht. Die Festsetzung dieser Beträge unterliegt nicht 
deutschen Organen, sondern dem sogenannten Rat der 
Europaarmee, der unter dem Diktat der Amerikaner steht. 
In Artikel 3 des sogenannten Finanzabkommens heißt es: 
„Die Bundesrepublik verpflichtet sich, einen f o r t ­
l a u f e n d e n  Beitrag zu den Verteidigungskosten zu 
leisten. Dieser Beitrag muß auf eine Inanspruchnahme 
der deutschen Wirtschaftskraft hinauslaufen, die unter 
Zugrundelegung der Vergleichsmaßstäbe der Nord­
atlantikpakt-Organisation dem Ausmaße entspricht, in 
dem die anderen großen westlichen Staaten ihre eigene 
Wirtschaftskraft für Verteidigungszwecke — unter Mit­
berücksichtigung der Ausgaben für außereuropäische Ver­
teidigungsmaßnahmen — in Anspruch nehmen.“

Zu diesen ungeheuren finanziellen Belastungen kom­
men noch die Verpflichtungen, die sich für Westdeutsch­
land aus dem Londoner Schuldenabkommen ergeben, in 
dem sich Adenauer zur Zahlung von Auslandsschulden 
in Höhe von 14 Milliarden Mark verpflichtete, die durch 
einen jährlichen Betrag von 700 Millionen Mark ab­
gedeckt werden sollen. Außerdem anerkannte die Aden­
auerregierung ausdrücklich die Schulden des Hitler­
staates in Höhe von 34 Milliarden Mark. Im Gegensatz 
dazu hat die Sowjetunion der Deutschen Demokratischen 
Republik alle Nachkriegsauslandsschulden gestrichen und 
33 wertvolle Betriebe in das Eigentum des deutschen 
Volkes übergeben. Die Besatzungskosten der Deutschen 
Demokratischen Republik betragen nach dem Moskauer 
Abkommen vom 22. August 1953, das unsere Regierung 
mit der Sowjetunion geschlossen hat, nicht mehr als fünf 
Prozent der Ausgaben des Staatshaushaltes.

Die Montan-Union
Eng verkoppelt mit den Bonner und Pariser Ver­

trägen ist ebenfalls die sogenannte Montan-Union (Schu- 
manplan), die der EVG die kriegswirtschaftliche Basis 
geben soll. In diesem Superkartell ist die Kohle- und 
Stahlindustrie der sechs westeuropäischen Länder — 
Westdeutschland, Frankreich, Italien, Belgien, Nieder­
lande und Luxemburg — vereinigt. Die deutschen Mono­
polkapitalisten haben in diesem internationalen Trust 
eindeutig das Übergewicht. Sie sollen mit seiner Hilfe 
ihre ökonomische Vormachtstellung in Westeuropa wie­
der zurückerhalten. So beträgt z. B. der Anteil der west­
deutschen Monopole an der Kohlenförderung 51 Prozent 
gegenüber Frankreich mit 23 Prozent und ihr Anteil an 
der Stahlerzeugung 38 Prozent gegenüber Frankreich mit 
27 Prozent.

So werden die wichtigsten Bodenschätze und Reich- 
tümer Westdeutschlands und der anderen westeuropäi­
schen Länder nicht zur Erhöhung des Volkswohlstandes, 
sondern zur wirtschaftlichen Vorbereitung eines Krieges 
benutzt.

Das deutsche Volk kann diese Verträge zerreißen

Die Mehrheit des deutschen Volkes ist mit diesem 
ausgeklügelten System von Kriegsverträgen nicht ein­
verstanden. Es will ein einheitliches, unabhängiges, demo­
kratisches und friedliebendes Deutschland, ohne Milita­
risten und solche Landesverräter wie Adenauer. Das 
kommt in den vielen Stellungnahmen, in Millionen Unter­
schriften und in den zahlreichen Aussprachen immer 
wieder zum Ausdruck.

Die Politik der Sowjetunion zeigt dem deutschen Volk 
den Ausweg aus seinem nationalen Notstand und der un­
geheuren Kriegsgefahr, in die es durch die imperialisti­
schen Kriegsverträge, die von Adenauer und seinem 
Bundestag ratifiziert wurden, geraten ist. In ihrer Note 
vom 10. März 1952 und in den folgenden Noten forderte 
die Sowjetregierung für unser Volk immer wieder an 
Stelle der verderblichen Kriegsverträge einen gerechten 
Friedensvertrag, die Wiederherstellung der nationalen 
Einheit und der vollen Souveränität Deutschlands in sei­
nen inneren und äußeren Angelegenheiten. Das deutsche 
Volk muß eine unabhängige Außenpolitik betreiben, 
Freundschaft mit allen anderen Völkern pflegen und darf 
sich an keinerlei aggressiven Militärbündnissen und Koa­
litionen im Dienste ausländischer Imperialisten beteiligen. 
An Stelle der drückenden wirtschaftlichen Belastungen 
der Bonner und Pariser Verträge, die den Lebensstandard 
der werktätigen Bevölkerung Westdeutschlands fort­
laufend senken, fordert die Sowjetunion freie und un­
gehinderte Entfaltung der deutschen Friedenswirtschaft 
und die Entwicklung eines unbeschränkten Außenhandels 
Deutschlands auf allen Weltmärkten.

Es kommt jetzt darauf an, allen friedliebenden Deut­
schen die große Gefahr, die durch die Kriegsverträge über 
unser Volk heraufbeschworen wurde, zu zeigen und die 
oft noch vorhandene pessimistische Haltung und Gleich­
gültigkeit gegenüber den Lebensfragen unserer Nation zu 
überwinden. Die Behauptung, das deutsche Volk könne 
für die Gestaltung seiner nationalen Geschicke selbst 
nichts tun, ist eine Lüge, die ihm von den imperialisti­
schen Kriegstreibern immer wieder in die Ohren ge­
flüstert wird. Es kommt jetzt auf die Deutschen selbst an, 
wenn es um die Lebensfragen unserer Nation geht.

Eine große Verantwortung für die Erhaltung des Frie­
dens in Europa liegt auf dem deutschen Volk. Es darf 
nicht dulden, daß die deutschen Militaristen noch einmal 
die Brandfackel des Krieges in andere Länder schleudern 
können. Deshalb muß es die Kriegsverträge zerreißen. 
Wenn die imperialistischen Kriegsbrandstifter durch ihre 
zügellose antisowjetische Hetze und die ständige Ver­
breitung des Märchens von der angeblichen sowjetischen 
Bedrohung die Volksmassen zu verwirren suchen, so ist 
es Aufgabe aller ehrlichen Patrioten, diese Lügen zu ent­
larven und den Menschen klarzumachen, von wem die 
wirkliche Bedrohung ausgeht. Sie geht nicht aus von den 
Staaten, die unermüdlich im Laufe der letzten Jahre 
Vorschläge zur Beseitigung der internationalen Spannun­
gen gemacht haben, sondern von den aggressiven Kreisen, 
welche durch ihre jahrelange Politik der Kriegs Verträge 
die Spannungen herbeiführten. M. M.
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